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Stellungnahme 
zum Gesetzentwurf der Landesregierung des Gesetzes zur Übermittlung von Schülerinnen- 
und Schülerdaten am Übergang von der Schule in den Beruf 
(Schülerinnen- und Schülerdatenübermittlungsgesetz NRW) 
Ihre Mail vom 03.05.2023 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Möglichkeit, zu dem o.g. Entwurf Stellung zu nehmen. Dem kommt die 
GGG NRW gern nach. 
 
Die GGG NRW begrüßt alle Maßnahmen, die dazu führen, dass „Schülerinnen und Schüler, 
die trotz der durchgängig in allen Jahrgangsstufen bestehenden Beratungs- und Vermittlungs-
angebote keine konkrete berufliche Anschlussperspektive haben, […] am Übergang Schule-Be-
ruf […] nicht verloren gehen, denn Bildung und berufliche Teilhabe sind der Schlüssel, um Ar-
mut zu bekämpfen“ (Entwurf, S.2). 
 
Die GGG NRW begrüßt deswegen insbesondere auch die gesetzliche Regelung, „die es Schu-
len bei sicherer Kenntnisnahme über eine fehlende Anschlussperspektive von Schülerinnen 
und Schülern erlaubt, personenbezogene Daten an die zuständige Bundesagentur für Arbeit 
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zu übermitteln, so dass diese die Schülerinnen und Schüler kontaktieren und über Angebote 
der Berufsinformation und -beratung informieren kann“. Auf diese Weise wird eine rechtssi-
chere Basis geschaffen, diese SchülerInnengruppe „auch nach Beendigung der Schule bei der 
Berufsfindung zu unterstützen und ihnen damit faire Zukunftschancen zu ermöglichen“ (Ent-
wurf S. 2). 
 
 
Ergänzender Hinweis 
Durch das im Gesetzentwurf normierte Verfahren wird in den Schulen zusätzliche Arbeitszeit 
gebunden. Insofern triff die im Einleitungsteil des Gesetzentwurfes unter D getätigte Aussage, 
es entstünden keine Kosten, nicht zu, denn in den Schulen fallen bei genauerer Betrachtung 
zusätzliche Personalkosten an. Aus Sicht der GGG NRW findet das geplante Verfahren des-
wegen zwar unsere Zustimmung, allerdings muss die in den Schulen anfallende zusätzliche Ar-
beitszeit bei der Bemessung der Leitungszeit oder alternativ im KAoA-Kontingent ergänzend 
berücksichtigt werden. 
 
Für Rückfragen stehen wir gern zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
i.A. 
 
 
Rainer Dahlhaus 
Mitglied im Landesvorstand 


